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Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 26. Mai 1961 

Abschrift 

An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
233. Sitzung am 26. Mai 1961 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestage am 3. Mai 1961 verabschiedeten 

Gesetzes zur Änderung des Einkommensteuer- 
gesetzes, des Körperschaftsteuergesetzes, des 
Gewerbesteuergesetzes, des Bewertungsgeset- 
zes, des Vermögensteuergesetzes, des Steuer- 
säumnisgesetzes, der Reichsabgabenordnung, 
des Steueranpassungsgesetzes, des Gesetzes zur 
Förderung der Wirtschaft von Berlin (West) und 
anderer Gesetze 

— Steueränderungsgesetz 1961 — 

— Drucksachen 1403 (Artikel 1), 1554, 2118, 

2120, 2121, 2573, 2706, zu 2706 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 

Altmeier 

Vizepräsident 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821. Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Bonn, den 26. Mai 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 10. Mai 1961 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


Altmeier 

Vizepräsident 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zur Änderung des Einkommensteuergesetzes, des 
Körperschaftsteuergesetzes, des Gewerbesteuergesetzes, des 
Bewertungsgesetzes, des Vermögensteuergesetzes, des Steuer- 
säumnisgesetzes, der Reidisabgabenordnung, des Steueranpas- 
sungsgesetzes, des Gesetzes zur Förderung der Wirtschaft von 
Berlin (West) und anderer Gesetze 
— Steueränderungsgesetz 1961 — 


1. Artikel 1 Ziff. 3 (§ 10 Abs. 3 Ziff. 3 Buchstabe d 
EStG) ist ersatzlos zu sitreicheri. 

B e g r ü nd u n g 

Durdi die Streichung der Einkunftsgrenzen, die 
nach der Regierungsvorlage iür die Inansprudi- 
nahme des zusätzlichen Sonderausgabenhöchst- 
betrags maßgebend sein sollten, ist das von der 
Bundesregierung verfolgte Ziel einer besonde- 
ren Förderung des Mittelstands aufgegiehen 
worden. Die vorgesehene Einführung eines zu- 
sätzlichen Sonderausgabenhöchstbetrags stellt 
damit im Ergebnis eine allgemeine Erhöhung 
der zur Zeit geltenden Soniierausgabenhöchst- 
beträge dar. Für eine derart weitgehende Rege- 
lung besteht jedoch zur Zeit kein sachliches 
Bedürfnis, zumal die Sonderausgabenhöchstbe- 
träge erst vor nicht ganz drei Jahren auf die 
derzeit geltenden Beträge angehoben worden 
sind. Es wird deshalb vorgeschlagen, diese Vor- 
schrift zu streichen. 

2. In Artikel 1 ist hinter Ziffer 12 die folgende 
neue Ziffer 12 a (§ 50 a Abs. 4 EStG) einzufügen: 

„12 a. In § 50’ a Abs. 4 wird der letzte Satz ge- 
strichen." 

Begründung 

Durdi die Gesetzgebung im Jahre 1958 wurde 
eine wesentlich günstigere Einkommensbesteue- 
rung der beschränkt steuerpflichtigen Künstler 
gegenüber den unbeschränkt steuerpflichtigen 
Künstlern für die Ausübung ihrer Tätigkeit im 
Inland eingeführt. Es hat sich gezeigt, daß zahl- 
reiche kulturell Schaffende allein deswegen 
ihren inländischen Wohnsitz aufgegeben haben. 
Aber auch wenn inländische Künstler aus an- 
deren Gründen, z. B. wegen der niedrigeren 
Steuerbelastung in gewissen europäischen Staa- 
ten, aus Deutschland ab wandern, ist kein sach- 
licher Grund ersichtlich, die im Ausland woh- 
nenden Künstler bei ihrem Aufenthalt im In- 
land in so erheblichem Maße steuerlich zu be- 
günstigen. Die Erhöhung des Steuersatzes auf 
den früheren Satz von 25 v. H. der Einnahmen 


ist deshalb geboten, zumal dadurch der Anreiz 
zur Abwanderung inländischer Künstler ins 
Ausland in jedem Fall wesentlich vermindert 
' wird. 

3. Artikel 1 Ziff. 13 Buchstabe e (§ 51 Abs. 1 Ziff. 2 
Buchstabe t EStG) ist ersatzlos zu streichen. 

Begründung 

Die im Gesetz vorgesehene Begünstigung der 
Liebhabereiverluste aus Vollblutzucht stellt 
eine gezielte Maßnahme dar, die nur einem ver- 
schwindend kleinen, dazu in der Regel noch gut 
verdienenden Kreis von Steuerpflichtigen zu- 
gute kommen soll. Diese Regelung ist mit den 
seit Jahrzehnten gehüteten Grundsätzen des 
Steuerrechts nicht zu vereinbaren. Einkünfte 
(ob positiver oder negativer Art), die im Rah- 
men einer als Liebhaberei ausgeübten Tätigkeit 
anfallen, können bei der Ermittlung des Ein- 
kommens nicht berücksichtigt werden. Auch die 
vorgesehene Berücksichtigung der Verluste aus 
der Vollblutzucht bei den Einkünften aus 
Land- und Forstwirtschaft ist in den Fällen, in 
denen der Eigentümer der Vollblutzuchtpferde 
über keinen oder nur geringen landwirtschaft- 
lich nützbaren Boden verfügt, mit den Grund- 
sätzen des Steuerrechts nicht zu vereinbaren. 
Die völlig unsystematische Regelung wird zu 
gewissen verwaltungsmäßigen Schwierigkeiten 
führen und darüber hinaus Anlaß zu Berufun- 
gen geben. Aus all diesen Gründen wird vor- 
geschlagen, die Regelung ersatzlos zu streichen. 
Die Vollblutzucht sollte nicht — unter Aufgabe 
bedeutsamer Grundsätze des Steuerrechts — 
mit steuerlichen Mitteln, sondern zweckmäßi- 
gerweise im Wege der offenen Subventionen 
gefördert werden. 

4. Artikel 2 -ist zu streichen. 

Begründung 

Artikel 2 verstößt gegen verfassungsrechtliche 
und sozialverisiicheirungsrechtliche Vorschriften 
und iist auch aus sozialpolitischen Gründen nicht 
vertretbar. Mit der Vorschrift ist beabsichtigt, 
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Bezüge vari Aushilfskräften in der Land- und. 
Forstwurtsdxaft, für die in der Vergangenheit 
Patischalbeisteuerung für dde Lohnsteuer zuge- 
lassen worden ist oder in Zukunft zugelassen 
wird, bei äer Beredmung der Beiträge zur 
Sozialveaisidiexung imberüdosiditigt zu lassen. 
Offiensiditlich soll ein durch Erlaß des Reichs- 
miniisters der Finanzen vom 2. Juni 1943 (RStBl. 
1943 S. 457 Nr. 418) für Aushilfskräfte in der 
Land- und Forstwirtschaft geschaffener Sonder- 
status jetzt gesetzlich verankert werden. 

Die verfassungsrechtlidien Bedenken gründen 
sich darauf, daß für eine &uppe von Beschäf- 
tigten ohne erkennbaren Grund eine Ausnahme- 
vonschrift bezüglich der Beitragspf licht zur 
Sozialversicherung geschaffen werden soll. Es 
ist zu erwarten, daß aus dem Prinzip der Gleach- 
behancilung heraus weitere Gruppen mit ähn- 
lichen AirbedtsveThältnisöen die Ausnahme- 
regelung auch für sich verlangen werden. 

SozialversicherungsnechtMchie Bedenken be- 
tstehen in zweifacher Hinsicht: 

Einmal ist in der Zweiten Lohnabzugsverörd- 
nung vom 24. April 1942 (AN 1942 II S. 290 ff.) 
gesetzlich festgelegt, daß für steuerrechtliche 
und sozialveonsicherungßiiechtliche Belange von 
der gleichen Bemessungsgrundlage auszugehen 
iiStf lediglich ausdrücklich gesondert gelagerte 
Belange der Sozialversicherung können eine be- 
gründete Abweichung rechtfertigen. 

Zürn anderen liegen dem Erlaß des Redchs- 
ministers der Finanzen von 1943 eindeutig 
kriegsibedingte Motive und nationalsozialisti- 
sches Gedankengut zugrunde. Er ist mithin- 
heute auch dem^ Sinne nach nicht mehr anerfcen- 
nungswürdig. Daß aus ganz anderen Gründen 
Gruppen von Arbeitskräften auch heute hoch, 
weil es dort berufsüblidi ist, als Aushilfskräfte 
beschäftigt und sozialversicherungsrechtlich ge- 
sondert behandelt werden, rechtfertigt nicht, für 
land- und forstwirtschaftlich Beschäftigte nur 
deshalb eine gesetzliche Ausnahmeregelimg zu 
schaffen, weil sie der Pauschalbesteueirung 
unterliegen. Insbesondetre nachdem die Lohn- 
steuer-Durchführungsverordnung vom 26. März 
1958 (Bundesgesetzbl. I S. 157) in den §§35 und 
35 b die Finanzämter dazu bestimmt, über die 
Zulässigkeit der Pauschalbesteuerung zu ent- 
schieiden, ist nicht abzuöehen, lin welchem Aus- 
maß in Zukunft Pauschalbesteuerung zugelassen 
werden wird. 

Im übrtigen ist der Begriff der vorübeirgehenden 
Beschäftigung (vorübergehende Dienstleistung, 
Nebenbeschäftigung) in allen Versacherungs- 
zweigen fest Umrissen (§§ 168, 1228 RVO, § 4 
AVG, §§ 15, 30 RKG). Das bedeutet, daß durch die 
nunmehr geplante gesetzliche Vorschrift Grup- 
pen von Bediensteten erfaßt werden sollen, die 
außerhalb dieser Normen liegen. So köfnnten in 
Zukunft durchaus Aushilfskräfte dm der Land- 
und Forstwirtschaft, die beispielsweise ein hal- 
bes Jahr besciiäftigt werden, als Aushilfskräfte 
im Sinne des Gesetziontwurfs bezeichnet wer- 
den, weil der Begriff hier nicht umrissen ist. 


In sozialpolitischer Hinsicht ist die Vorschrift 
deshalb besonders bedenklich, weil hier Grup- 
pen von Arbeitnehmierii dem Schutz der Soaial- 
versicherimg entzogen werden, was insbeson- 
dere im Hinblick auf künftige Ansprüche aus 
der Rtentenversdchenmg für die Versicherten 
Nachteile bringt. Gerade bei land- und forst- 
wirtschaftlichen Arbeitskräften aber ist ein be- 
sonderes Bedürfnis für den Versicherungsschutz 
giegeben. 

Vor einer gesetzlichen Regelung der Auswir- 
kungen der gemäß § 42 a Abs. 2 Zdff. 3 für alle 
kurzfristig beschäftigten Arbeitnehmler zulässi- 
gen Pauschalbesteuerung auf die BedtragspfHchl 
zur Sozialversichierimg muß zunächst durch die 
Bundesregierung sorgfältig geprüft werden, in- 
wiewieiit der betroffene PersonenkreaB eines 
Schutzes durch die Sozialversicherung nicht be- 
darf. 

5. Artikel 4 Zlff. 4 Buchstabe c (§ 23 a Abs. 1 Ziff. 2 
Buchstabe h KStG) ist wie folgt zu fassen: 

,c) Der folgende Buchstabe h wird angefügt: 

„h) nach denen die Kapitalertragsteuer zu 
erstatten ist, weam die s.teuerabzugis- 
pflichtigen Einkünfte von Körperschaf- 
ten, Personienvereinigungen oder Ver- 
mögensmajssen im Sinne des § 4 Abs. 1 
Ziff. 6, die ausschheßlich und unmittel- 
bao: deir Förderung dier Wissenschaft 
dienen- bezogen worden sind." ' 

Begründ uh g 

Die gegenüber der Fassung der Regierungs- 
vorlage vorgenommene Ausdehnung cier Kapi- 
talertragsteuererstattung auf alle Körperschaf- 
ten, Pensonenvereiniguingen und VermÖgens- 
massien, die nach der Satzung, Stiftung oder 
sonstigen Verfassung und nach ihrer tatsäch- 
lichen Geschäftsführung ausschließlich und un- 
mittelbar kirchlichen, gemeinnützigen oder mild- 
tätigen Zwecken dienen, ist allein schon aus 
systematischen Gründen bedenklich und wird 
zu Berufungen anderer nach § 4 Abs. 1 KStG 
persönlich befreiter Körperschaften führen, 
denen dann nicht widersprochen werden kann. 

Die Förderung von Forschuing und Wiissienschaft 
ist zur Zeit eine im besonderen Interesse der 
Volksgesamtheit hegende, höchist vordringliche 
Aufgabe, die mit allen zur Verfügung stehen- 
den Mitteln untensitützt werden muß. Efeese be- 
sondere Lage der Wissenschaft hat der Gesetz- 
geiber auf dfem Gebiet 'des Steuejiirechts bereits 
dadurch gewürdigt, daß er Spenden für wis- 
senschaftliche Zwecke in weitaus stärkerem 
Maße begünstigt hat als Spenden für mildtätige, 
kirchliche oder andere als besonders förderungs- 
würdig anerkannte gemeinnützige Zwecke. Dde 
der Forschung xmd der Wissenschaft dienenden 
Körperschaften haben außerdem einen weitaus 
höheren Kapitalbedarf als die anderen gemein- 
nützigen, mildtätigen oder kirchlichen Körper- 
schaften, die in der Regel über feststehende 
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Eiimahnaen verfügen. Es enisdieint deshalb ge- 
rechtfertigt, diie vorgesehene Kapitalertrag- 
steuererstattung nur auf die der Wissenschaft 
dienenden Körperschaften zu beschränkien. Die- 
sem Ziel dient der vorliegende Änderungsvor- 
schlag, der auf die Fassiing der Regierungs- 
vorlage zurückgeht. 

6. In Artikel 6 Ziff. 9 ist § 11 Abs. 2 GewStG in 
der Fassung der Regierungsvorlage mit der 
Maßgabe wiederherzustellen, daß der Betrag 
„50 000 Deutsche Mark" durch „30 000 Deutsche 
Mark" ersetzt wird. 

Begründung 

Nach dem Gesetzesbeschluß des Bundestages 
erhöhen sich die Steuerausfälle gegenüber der 
Regierungsvorlage für die Länder um über 400 
Mio DM auf mehr als 700 Mio DM jährlich und 
für die Gemeinden um 100 Mio DM auf 630 
Mio DM jährlich. Für Länder und Gemeinden 
zeichnen sich damit Einnahmeausfälle von ins- 
gesamt mehr als 1,3 Mrd. DM jährlich ab, gegen- 
über 225 Mio DM, diie auf den Bund treffen. Der 
Bundesrat sieht sich deshalb veranlaßt, erneut 
und mit Nachdruck auf die erheblichen Be- 
lastungen der Gemeinden, insbesondere der 
finanzschwachen Gemeinden und auf die Schwie- 
rigkeiten eines angemessenen Ausgleichs durch 
die Länder hinzuweisen. Er verkennt anderer- 
seits auch heute nicht, daß das Bestreben, den 
Mittelstand zu fördern, Unterstützung vierdient 
und entsprechende •Maßnahmen nicht schon des- 
halb abgelehnt werden können, weil sie Steuer- 
ausfälle zur Folge haben. Die nunmehr vor- 
gesehene Regelung, nach der der erhöhte Ge- 
werbesteuerfreibetrag von 7200 DM unabhängig 
vom Erttrag des Unternehmens gewährt werden 
imd auch bestimmten Kapitalgesellschaften in 
dieser Höhe zugute kommen soll, kaim jedoch 
nicht mehr als 'feine auch unter Abwägung der 
Belange der Gemeinden noch vertretbare h^ttel- 
stcindsmaßnahme angesehen werden. Dabed muß 
nach Auffassung des Bundesrates auch berück- 
sichtigt werden, daß die zu Lasten der Länder 
' beschlossenen Einnahmeausfälle von nunmehr 
über 700 Mio DM jährlich Ausgleichismaßnah- 
men zugunsten der Gemeinden erschweren. 

In Abwägung der Interessen des Mittelstandes 
und der Belange der Gemeinden hält es der 
Bundeisrat deshalb für erforderlich, die erhöhten 
Fredbeträge ntir solchen Unternehmen zu ge- 
währen, deren Gewerbeertrag 30 000 DM jähr- 
lich nicht übersteigt. Der neue Freibetrag von 
7200 DM muß außerdem auf Unternehmen be- 
schränkt bleiben, die nicht in der Form der 
Kapitalgesellschaft betrieben werden. Für die in 
der Regierungsvorlage näher bezeichneten Kapi- 
talgesellschaften sollte an einem Freibetrag von 
4800 DM festgehalten werden mdt der Maßgabe, 
daß auch hier eine Ertragsgrenze von 30 000 DM 
jährlich vorgesehen wird. 

# 

7. Artikel 6 Ziff. 18 (§ 35 c Ziff. 2 Buchstabe 
GewStG) dat ersatzlas zu streichen. 
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" Begründung 

Die vorgesehene Sondiervergünstigung für Un- 
ternehmen der Hochseeschiffahrt, die mit der 
schwierigen wirtschaftlichen Lage dieser Unter- 
nehmen begründet wird, gibt zu erheblichen 
steuersystematischen Bedenken Anlaß. Die Ge- 
werbesteuer ist eine Objektsteuer, die ohne 
Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Unternehmers erhoben wird. Wenn nun- 
mehr die wirtschaftliche Notlage als Grund für 
eine ^ndervergünstigung anerkannt werden 
würde,"'^könnten Berufungen anderer notleiden- 
der Wirtschaftszweige (z. B. der Textilindustrie 
und des Kohlenbergbaus) nicht abgewehrt wer- 
den. Das aber würde zu einer Aushöhlung dos 
Gewerbesteuerrechts sowie zu einer Aushöhlung 
der Finanzkraft der Gemeinden führen, die unter 
allen Umständen vermieden werden muß. Eine 
Entscheidung über diese Grundsatzfrage sollte 
der dn Aussicht genommenen gemeindlichen 
Finanz- und Steueirreform Vorbehalten werden. 

8. In Artikel 1 1 Ziff. 2 ist vor Buchstabe a folgen- 
Buchstabe Oa einzufügen: 

,0 a) Vor Ziffer 1 wird folgende neue Ziffer 01 
eingefügt: 

„01. die Deutsche Bundespost, die Deutsche 
Bundesbahn, das Unternehmen „Redchs- 
autobahnen", die Monopolvexwaltun- 
gen des Bundes und die staatlichen 
Lotterieuntemehmungen?" '. 

Begründung 

Für Betriebe der öffentlichen Hand besteht 
keine allgemeine Befreiung von der KSt und 
GewSt. Einzelne Betriebe sind jedoch durch § 4 
KStG und § 3 GewStG von der Körperschaft- 
Bteuef und der Gewerbesteuer befreit. Hierzu 
gehören u. a. die Deutsche Bundespost, die 
Deutsche Bundesbahn, das Unternehmen „Reichs- 
autobahnen", die Monopol Verwaltungen des 
Bundes und die staatlichen Lotterdeverwaltun- 
gen. 

Die Beseitigung des Vermögensteuerprivilegs 
der öffentlichen Hand tsollte möglichst zu einer 
Angleichung der Rechtslage bei der Veirmögen- 
steuer an die bei der Körperschaftsteuer und bei 
der Gewerbesteuer führen. Die nunmehr vor- 
gesehene Fassung des § 3 Abs. 1 VStG hätte 
jedoch zur Folge, daß die öffentliche Hand mit 
Vermögensteuer weitergehend belastet wäre als 
mit Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer. Der 
Befreiungskatalog des § 3 VStG bedarf deshalb 
einer Ergänzung, durch die die Gleichbehand- 
limg bei Gewerbesteuer, Körperschaftsteuer und 
Vermögensteuer sichergestellt wird. 

9. In Artikel 11 Ziff. 3 ist § 3 a Ziff. 2 VStG wie 
folgt zu fassen: 

„2. Unternehmen, die durch Staatsveirträge ver- 
pflichtet sind, die Erträge ihres Vermögens 
zur Aufbringung der Mittel für die Errich- 
tung von Bundeswassers braßen zu verwen- 


5 




Drucksadle 2768 


Deutsdier Bundestag^ — 3. Wahlperiode 


den, sQwiie Uniternelimen, deren Erträge 
ganz oder teilweise leinem solchen Unter- 
nehmen zufließen, solange und soweit das 
Vermögen der Unternehmen ausschließlich 
diesem Zweck dient. § 59 BewG findet keine 
Anwendung;". 

Begründung 

Der Begriff „Tochterunternehmen" ist nicht ge- 
nau umgrenzt; er ist außerdem kein Begriff der 
Gesetzessprache. 

10. In Artikel 11 Ziff, 3 ist § 3 a Zdff. 3 VStG durch 
folgenden Halbsatz zu ergänzen: 

„§ 59 des Bewertungsgesetzes findet keine An^ 
Wendung;". 

Begründung 

Die Ziffer 3 des neuen § 3 a VStG beinhaltet 
eine objektive Vermögensteuerbefreiung für 
das Vermögen, das der öffentlichen Versorgung 
miit Wasser, Gas, Strom und Wärmie dient. Diese 
Steuerbefreiung ist ebenso wie die Befreiungen 
in den vorhergehenden Ziffern 1 und 2 des neuen 
§ 3 a VStG nur für die Vermögensteuer, nicht 
aber auch für Zwecke der Gewerbekapitalsteuer 
gedacht. Aus diesem Grunde muß — ebenso 
wie im neuen § 3a Ziff. 1 und 2 VStG — auch 
im neuen § 3 a Ziff. 3 VStG durch einen Hin- 
weis darauf, daß § 59 des Bewertungsgesetzes 
keine Anwendung findet, sichergestellt werden, 
daß die objektive Befreiung von der Vermögen- 
Steuer die derzeitige Gewerbekapitalsteuer- 
pflicht des Vermögens nicht berührt. 

11. In Artikel 11 Ziff. 3 ist § 3 a Ziff. 5 VStG wie 
folgt zu fassen: 

„5. öffentlich-rechtliche Feuer- und ähnliche 
Versicherungsanstalten ! " . 

Begründung 

Nach der vom Bundestag verabschiedeten Fas- 
sung der Ziffer 5 des § 3 a VStG werden öffent- 
lich-rechtliche Feuerversicherungsanistalten, so- 
weit eis sich nicht um Mönopolanstalten handelt, 
vermögensteuerpflichtig. Es ist nicht gerecht- 
fertigt, Einrichtungen mit Monopqlcharakter 
noch besonders zu begünstigen. Weiterhin sollte 
beirücksichtdgt werden, daß für gemischte An- 
stalten, wie sie in Berlin und Bayern bestehen, 
die in der Vorlage vorgesehene Unterscheidung 
zu Abgrenzungsschwierigkeiten führen müßte. 


12. In Artikel 16 ist § 6 des Steuersäuminisgesetzes 
wie folgt zu fassen: 

«§ 6 

Rechtsnatur der Säumniszuschläge 
und der Zinsen; Haftung 

(1) Die Säumniszuschläge fließen der Körper- 
schaft zu, die die Steuer verwalte^ zu der die 
Säumniszuschläge erhoben werden. § 5 Abs. 1 
Nr. 1 dos Gesetzes über den Lastenausgleich 
vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446) 
in der zur Zeit geltenden Fassung bleibt unbe- 
rührt. 

(2) Zinsen sind Niebenleistungen der Steuer, 
zu der sie erhoben werden. Auf sie finden die 
für die Steuern geltenden Vorschriften ent- 
sprechende Anwendung. 

(3) Die Haftung für Steuern erstreckt sich auf 
Säumniszuschläge, wenn der Haftende die 
Steuern aus Mitteln, die (seiner Verwaltung 
oder Verfügungsmacht unterlegen haben, nicht 
rechtzeitig entrichtet hat." 

B e g r ündung 

Säumniszuschläge haben nach der Recht- 
sprechung des BFH „in erster Linie die Eigen- 
schaft (eines Zwangsmittels". Sie sind also kedne 
Steuern i. S. der AÖ. Mit diesem Rechtscharak- 
ter der Säumniszuschläge dst es nicht vereiinbar, 
auf (Sie die für die Steuern geltenden Vor- 
schriften entsprechend anzuwenden. Dazu be- 
isteht auch aus Gründen der Verwaltungs- 
vereinfachung kein zwingender Anlaß. Die 
Säumniszuschläge müssen vielmehr als Vor- 
waltungseinnahmen behandelt werden, die der 
Körperschaft zufließen, der die Verwaltung der 
Steuer zusteht. 

13. In Artikel 16 list in § 8 Abs. 2 des Steuersäum- 
nisgesetzes der Satz 2 zu (streichen. 

Begründung 

Die in dieser Vorschrift vorgesehene Mitwir- 
kung des Bundesministers der Finanzen bei der 
Bestimmung der für die RationaMsierungsver- 
suche vorgesehenen Finanzämter mag zwar 
nicht im Gegensatz zu den Vorschriften dies 
Grundgesetzes (Artikel 105 ff.) stehen; die an- 
gestrebte Regelung steht aber dm Widerspruch 
zu der den Ländern durch das Gesetz über die 
Finanzverwaltung (Abschnitte IV und Vj ein- 
geräumten Organisationsbefugnis. 
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